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A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


1 . Abgeordneter 
Dr. Schwenk 
(Stade) 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß es eine 
von ihren im Merkblatt des Bundesjustizmini- 
steriums vom 19. Februar 1975 über die An- 
rechnung von Kindergeld auf Unterhaltszah- 
lungen für eheliche Kinder entwickelten Vor- 
stellungen abweichende Rechtsprechung gibt 
(vgl. AG Berlin-Neukölln vom 17. April 1975 — 
3 C 911/74), und was gedenkt die Bundesregie- 
rung zu tun, wenn sich die vorgenannte Recht- 
sprechung durchsetzt? 


2. Abgeordneter 

Brandt 

(Grolsheim) 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Justizbe- 
hörden bei Briefsendungen auf dem Umschlag, 
neben der Anschrift, für jeden erkennbar also, 
das Aktenzeichen und die Namen der Prozeß- 
beteiligten anführen, hält die Bundesregierung 
diese Praxis im Hinblick auf den Persönlich- 
keitsschutz für gerechtfertigt, oder wird sie 
anderenfalls entsprechende gesetzgeberische 
Schritten einleiten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


3. Abgeordneter 

Reiser 


(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, die soge- 
nannten Konditionstrainingslehrgänge für U- 
Boot-Fahrer an der Bundeswehrsportschule 
Sonthofen von bisher zwei auf künftig drei 
Wochen Dauer zu verlängern, nachdem laut 
übereinstimmenden wissenschaftlichen Er- 
kenntnissen 14-Tage-Kurse für medizinisch 
nutzlos gehalten werden? 


4. Abgeordneter 

Engelsberger 

(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, daß die Sowjet- 
union die Vereinbarungen der Sicherheitskon- 
ferenz von Helsinki dadurch mißachtet hat, daß 
ihre Truppen ohne Voranmeldung militärische 
Manöver innerhalb des 250-Kilometer-Strei- 
fens an der Ost/West-Grenze aufgenommen 
haben, und welche Maßnahmen gedenkt die 
Bundesregierung gemeinsam mit ihren Ver- 
bündeten dagegen zu ergreifen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


5, Abgeordneter 

Dr. Haenschke 


(SPD) 


Trifft es zu, daß Abiturienten aus staatlich an- 
erkannten Fernlehrgängen zwar nach dem Bun- 
desausbildungsförderungsgesetz Abendgymna- 
siasten gleichgestellt sind, aber bei der Ver- 
gabe von Studienplätzen nicht den Bonus für 
den Zweiten Bildungsweg, wohl aber z. B. den 
Bayern-Malus, angerechnet erhalten, und was 
unternimmt die Bundesregierung, um hier ge- 
gebenenfalls eine gerechtere Behandlung der 
Fernschüler zu erreichen? 


6. Abgeordneter Welche Tendenzen bezüglich des Stimmenan- 
Schedl teils freiheitlicher, moskauhöriger und maoisti- 

(CDU/CSU) scher Gruppierungen ließen sich an den Hoch- 

schulen der Bundesrepublik Deutschland ein- 
schließlich West-Berlins im Verlauf der letzten 
zwei Semester und deren Wahlen zu den Stu- 
dentenparlamenten beobachten, und we’c 
Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus 
diesem Ergebnis, wenn sie schon nicht bereit 
ist, die diese Umtriebe tragenden Gruppen zu 
verbieten? 


Geschäftsbereich des Bundesminislers des Innern 


7. Abgeordneter 

Spranger 

(CDU/CSU) 


8. Abgeordneter 

Spranger 

(CDU/CSU) 


9. Abgeordneter 

Dr. Arndt 
(Hamburg) 

(SPD) 


Unter welchen Bedingungen sind Arbeits- 
kampfmaßnahmen im öffentlichen Dienst nach 
Auffassung der Bundesregierung illegal, und 
in welcher Weise wird sie aus dem Gedanken 
der Fürsorgepflicht heraus ihre Bediensteten 
auf die Rechtslage hinweisen? 

Welche disziplinarischen oder arbeitsrechtli- 
chen Maßnahmen sind für den Fall der Teil- 
nahme an illegalen Arbeiskampfmaßnahmen 
im öffentlichen Dienst möglich und vorgesehen, 
und in welcher Weise gedenkt die Bundes- 
regierung, aus dem Gedanken der Fürsorge- 
pflicht ihre Bediensteten über diese Rechtslage 
aufzuklären? 

Ist die Bundesregierung bei der von ihr beab- 
sichtigten Vorlage eines einheitlichen Polizei- 
vollzugsgesetzes bereit, nunmehr den verfas- 
sungsrechtlichen Bedenken Rechnung zu tra- 
gen, die von zahlreichen Wissenschaftlern und 
von dein damaligen Präses der Hamburger 
Behörde für Inneres, Senator Helmut Schmidt, 
dagegen vorgetragen worden sind, daß in 
Gesetzen über die Ausübung unmittelbaren 
Zwanges die Bestimmung der zulässigen Waf- 
fen nicht im Gesetz selbst, sondern nur in 
Diensvorschriften ohne Rechtssatzcharakter er- 
folgt? 
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10. Abgeordneter 

Dr. Arndt 
(Hamburg) 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung bereit, im Interesse 
der Rechtseinheit, im Hinblick auf die Artikel 
87 a und 91 des Grundgesetzes sowie zur Ver- 
meidung von Schwierigkeiten bei der Ausbil- 
dung und beim Einsatz von Polizeivollzugs- 
beamten und Soldaten darauf hinzuwirken, daß 
in allen Gesetzen des Bundes und der Länder, 
die zur Ausübung unmittelbaren Zwanges er- 
mächtigen, die zulässigen (allgemeinen und 
besonderen) Waffen ausdrücklich im Gesetz 
und nicht nur in Dienstvorschriften ohne 
Rechtssatzcharakter aufgeführt werden? 


1 1 . Abgeordneter 

Lenzer 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Unter- 
grundbau von Kernkraftwerken, insbesondere 
in Kavernen, Gruben oder unter Hügel, und 
gedenkt sie, am Beispiel eines Demonstra- 
tionskraftwerks eine derartige Untergrundbau- 
weise zu testen? 


12. Abgeordneter 
Lenzer 
(CDU/CSU) 


Welche Gutachten und Studien wurden bisher 
von der Bundesregierung zur Untersuchung der 
Untergrundbauweise von Kernkraftwerken 
vergeben, und welche Folgerung hat die Bun- 
desregierung hieraus gezogen? 


13. Abgeordneter Aus welchen Bundesmitteln wird der deutsche 
Milz Sport im einzelnen finanziert? 

(CDU/CSU) 


14. Abgeordneter 

Dr. Köhler 
(Duisburg) 
(CDU/CSU) 


Wendet die Bundesregierung verschiedenar- 
tige Regeln bei der Gewährung politischen 
Asyls an, je nachdem aus welchem Land der 
Asylsuchende stammt? 


15. Abgeordneter 

Dr. Köhler 
(Duisburg) 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu daß um politisches Asyl nachsu- 
chende Vietnamesen anders behandelt werden 
als solche aus Chile und wenn ja, von welchen 
Gründen läßt sich die Bundesregierung hierbei 
leiten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


16. Abgeordneter 

Löffler 


(SPD) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
nehmen, damit die neue EG-Rechnungseinheit 
(berechnet nach dem europäischen Währungs- 
korb) möglichst bald auch auf den Haushalt 
der EG angewendet wird? 


17. Abgeordneter 
Löffler 
(SPD) 


Wie hoch beziffert die Bundesregierung die 
finanziellen Auswirkungen im nächsten Jahr, 
wenn die alte Rechnungseinheit (3,66 DM) bei 
den Beiträgen zum Haushalt der EG weiterhin 
zugrunde gelegt wird? 


4 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4038 


18. Abgeordneter Wie will die Bundesregierung die steigende 
Höcherl kurzfristige Verschuldung rechtfertigen? 

(CDU/CSU) 


19. Abgeordneter 

Dr. Warnke 


fCDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, auf die Länder- 
finanzminister einzuwirken, damit diese ihrer- 
seits die Finanzverwaltungen anweisen, in För- 
derungsfällen, die vor dem 31. Dezember 1974 
liegen, auf eine enge Auslegung des Begriffs 
„Ordnungsmäßigkeit der Buchführung" bei In- 
vestitionszulagen nach dem Investitionszula- 
gengesetz zu verzichten, da seit dem 1. Januar 
1975 das Erfordernis der Ordnungsmäßigkeit 
der Buchführung auf Grund Streichung in § 4 
Abs. 1 Satz 1 nicht mehr erforderlich ist? 


20. Abgeordneter 
F.ngelsberger 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, im Rahmen 
der ab 1. Januar 1977 geplanten Erhöhung der 
Mehrwertsteuer für die Gastronomie einen 
verminderten Steuersatz vorzusehen, und wie 
beurteilt die Bundesregierung im Fall der Bei- 
behaltung der bisherigen Regelung — voller 
Steuersatz — die Konkurrenzfähigkeit dieses 
Wirtschaftszweigs gegenüber den steuerbegün- 
stigten Nachbarländern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


21. Abgeordneter 

Dr. Freiherr 
Spies von 
Büllesheim 

(CDU/CSU) 


Können die 4600 Arbeitnehmer der am 13./14. 
September 1975 von einer Naturkatastrophe 
betroffenen Zeche „Sophia Jacoba" in Hückel- 
hoven, Kreis Heinsberg, und die von diesem 
Unternehmen mittelbar abhängige Bevölke- 
rung des ohnehin wirtschaftsschwachen Kreises 
Heinsberg erwarten, daß die Bundesregierung 
in Zusammenarbeit mit der Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen dieses bisher stets wirt- 
schaftlich gesund gewesene Unternehmen in 
seinem Bemühen unterstützt, und es — insbe- 
sondere durch Investitionshilfen — in die Lage 
versetzt, die Förderung im früheren Umfang 
wieder aufzunehmen? 


22. Abgeordneter 

Dr. Freiherr 
Spies von 
Büllesheim 

(CDU/CSU) 


Welche Hilfsmöglichkeiten sieht die Bundes- 
regierung konkret, wann kann die Bundes- 
regierung frühestens über diese Hilfsmöglich- 
keiten entscheiden, und wird die Bundesregie- 
bei ihrer Entscheidung gebührend berücksich- 
tigen, daß sowohl die Schaffung neuer Arbeits- 
plätze in diesem Bereich als auch die lang- 
fristige Zahlung von Arbeitslosenunterstüt- 
zung wesentlich teurer sein würden als die 
möglichst schnelle Wiederinbetriebnahme die- 
ser Schachtanlage? 
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23. Abgeordneter 

Dr. Fuchs 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
Urteil des Bayerischen Verwaltungsgerichts 
Regensburg (Mündliche Verkündung vom 
21. Juli 1975) die §§ 6 und 7 der Ausbilder- 
eignungsverordnung (AEVO) vom 25. Juli 1974 
für grundrechtswidrig und damit für nichtig 
erklärt wurden, und was beabsichtigt die Bun- 
desregierung angesichts dieser Tatsache zu 
tun? 


24, Abgeordneter 

Dr. Jobst 
(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung vom 17. September 1975 zu, die 
von der öffentlichen Hand administrierten 
Preise hätten um über die Hälfte stärker an- 
gezogen als die Preise der Privatwirtschaft, 
und welche Schlußfolgerungen zieht — beja- 
hendenfalls — die Bundesregierung daraus 
hinsichtlich einer rationellen Wirtschaftsfüh- 
rung durch die öffentliche Hand und der Bereit- 
schaft zur Privatisierung dort, wo die öffent- 
liche Hand zu einer Effizienz nicht in der Lage 
ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


25. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


26. Abgeordneter 

Kiechle 

(CDU/CSU) 


27. Abgeordneter 

Eigen 

(CDU/CSU) 


Um wieviel Millionen wird in der Bundesre- 
publik Deutschland die Ur-Produktion von Le- 
bensmitteln durch Steuern verteuert, wenn die 
deutsche Landwirtschaft für Produktionsmittel 
2Vo Mehrwertsteuer mehr bezahlt ohne daß 
gleichzeitig die Vorsteuerpauschale entspre- 
chend angehoben wird, und wie wirkt sich das 
auf die Wettbewerbsfähigkeit innerhalb der 
EG aus? 

Welche direkten irreparablen Einkommens- 
senkungen ausgedrückt in DM entstehen für 
die deutsche Landwirtschaft bei Abbau des 
Aufwertungsausgleichs von 3Vo Mehrwert- 
steuer einschließlich Bundes- und Ländermittel 
in den ersten vier Jahren, und welchen Anteil 
ausgedrückt in Prozenten macht diese Ein- 
kommenssenkung am verfügbaren Konsum- 
einkommen der deutschen Landwirtschaft im 
ersten, zweiten, dritten und vierten Jahr aus? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu unter- 
nehmen in bezug auf die Wettbewerbsverzer- 
rungen zwischen dem deutschen und vor allem 
dem niederländischen Gartenbau, wenn ihre 
Bemühungen im Rahmen der Europäischen 
Gemeinschaften und in bilateralen Verhand- 
lungen mit der niederländischen Regierung 
nicht zu dem gewünschten Erfolg führen, zumal 
der Preis für leichtes Heizöl in der letzten Zeit 
außerordentlich gestiegen ist? 
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28. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Wie verträgt sich die Behauptung von Bundes- 
kanzler Schmidt in seiner Regierungserklärung 
vom 17. September 1975, daß der landwirt- 
schaftliche Aufwertungsausgleich seinen Zweck 
erfüllt habe, mit der Tatsa^e, daß der Erzeu- 
gerpreisindex im Verhältnis zum Betriebsmit- 
telindex in der Landwirtschaft der Bundesre- 
publik Deutschland noch niemals so schlecht 
(79,4Vo) wie im Wirtschaftsjahr 1974/75 war? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


29. Abgeordneter 

Rollmann 


(CDU/CSU) 


30. Abgeordneter 
Rollmann 
(CDU/CSU) 

31. Abgeordneter 

Dr. Franz 

(CDU/CSU) 


32. Abgeordneter 

Metzger 

(SPD) 


33. Abgeordneter 

Freiherr 
von Fircks 

(CDU/CSU) 


Aus welchem Grund hat die Bundesregierung 
den Anwerbestopp für ausländische Arbeits- 
kräfte aus Nicht-EG-Ländern, die in der Bun- 
desrepublik Deutschland im gastronomischen 
Gewerbe arbeiten wollen, nicht aufgehoben 
oder wenigstens gelockert, obwohl nach einer 
Mitteilung des Deutschen Hotel- und Gaststät- 
tenverbands trotz hoher Arbeitslosigkeit noch 
immer 50 000 Fach- und Hilfskräfte im gastro- 
nomischen Gewerbe fehlen? 

In welcher Weise wird die Bundesregierung 
dazu beitragen, dem Arbeitskräftemangel im 
gastronomischen Gewerbe abzuhelfen? 

Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung vom 12. September 1975 zu, die 
für 1977 vorgesehene Verlagerung der Kinder- 
geldzahlungen der Länder und Gemeinden von 
der Bundesanstalt für Arbeit führe zu Verwal- 
tungskosten von 70 Millionen DM, und welche 
Schlußfolgerungen zieht die Bundesregierung 
— bejahendenfalls — daraus hinsichtlich der 
Ausführung der übrigen Kindergeldzahlungen 
durch die Bundesanstalt für Arbeit? 

Stimmt die von privaten Versicherungsvertre- 
tern zuweilen aufgestellte Behauptung, daß 
Selbständige, die nach der Rentenreform 1972 
der gesetzlichen Rentenversicherung beigetre- 
ten sind, nur einen Anspruch auf das Alters- 
ruhegeld, aber keinen Anspruch auf eine Hin- 
terbliebenenrente und auf eine Rente wegen 
Erwerbsunfähigkeit erwerben, und welche 
Voraussetzungen müssen erfüllt sein, wenn 
entgegen diesen Behauptungen ein Selbstän- 
diger eine Erwerbsunfähigkeitsrente erhält? 

Hat die Bundesregierung im Zuge der weiteren 
Entwicklung der Kontakte mit der Regierung 
der Volksrepublik Polen, insbesondere im 
Rahmen der Verhandlungen über die Verein- 
barung eines Abkommens über Renten- und 
Unfallversicherung zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Volksrepublik Polen, 
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Erkennnisse 'darüber gewinnen können, ob 
und in weldiem Umfang bei der Rentenberech- 
niung nach polnischem Sozialversicherungsrecht 
auch solche Beschäftigungszeiten anspruchsbe- 
gründend bzw. rentensteigemd berücksichtigt 
werden, die in den unter polnischer Verwal- 
tung stehenden Gebieten und im Gebiet der 
freien Stadt Danzig bis 1945 bei deutschen 
Versicherungsträgern zurückgelegt worden 
sind? 


34. Abgeordneter 
Freiherr 
von Fircks 

(CDU/CSU) 


35. Abgeordnete 
Frau 

Dr. Rehlen 
(SPD) 


36. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Rehlen 
(SPD) 

37. Abgeordnete 
Frau 

Sdiudiardt 

(FDP) 


38. Abgeordnete 

Frau 

Schudiardt 

(FDP) 

39. Abgeordneter 
Hölscher 
(FDP) 


Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Zahl 
der unter polnischer Verwaltung und im Gebiet 
Polens in den Grenzen vom 1. September 1939 
lebenden Deutschen im Sinne des Grundgeset- 
zes sowie die anteilige Zahl derjenigen Perso- 
nen, die Versicherungszeiten in der reichsge- 
setzlichen Rentenversicherung zurückgelegt ha- 
ben, und auf welches statistische Material 
stützen sich diese Schätzungen der Bundesre- 
gierung? 

Welche Maßnahmen ergreift die Bundesanstalt 
für Arbeit, um Schulabgängern, die weder 
einen Ausbildungsvertrag abschließen noch 
einen Arbeitsplatz finden können, dennoch die 
Eingliederung in das Arbeitsleben zu erleich- 
tern? 

Konnten bisher alle Schulabgänger, die an sol- 
chen Maßnahmen teilnehmen wollten, auch be- 
rücksichtigt werden? 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Anwei- 
sung des Projektleiters des Arbeitskreises 
„Dienst für den Frieden“, Ernst Nagel, an die 
Regionalbeauftragten des Zivildienstes, die 
Fragebögen bis zur Durchführung geheim zu 
halten „da sonst das berühmte Gerede ent- 
steht“? 

Wie hoch sind die durch die Einschaltung von 
Dienststellen bei der Befragung entstandenen 
Kosten, und welche Kostenerstattungsregelung 
wurde mit dem Arbeitskreis vereinbart? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß ein 
Arbeitskreis „Dienst für den Frieden“ der 
Deutschen Bischofskonferenz Dienststellen im 
Bereich des Zivildienstes und der Verteidigung 
dazu mißbraucht hat, einen von diesem Ar- 
beitskreis erarbeiteten Fragebogen an Soldaten 
und Zivildienstleistende verteilen und wäh- 
rend der Dienstzeit beantworten zu lassen? 


40. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es für vertretbar, 
Hölscher daß staatliche Behörden als Hilfsorgane für 

(FDP) private Befragungen zur Verfügung gestellt 

werden? 
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41. Abgeordneter 
von Schoeler 


(FDP) 


42. Abgeordneter 
von Schoeler 


(FDP) 


43. Abgeordneter 
Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


44. Abgeordneter 

Geisenhofer 

(CDU/CSU) 


45. Abgeordneter 
Freiherr von 
Kühlmann-Stumm 


(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung meine Befürchtung, 
daß die Fragebogenaktion des Arbeitskreises 
„Dienst für den Frieden“ die notwendige Ano- 
nymität der Befragten wegen des in einzelnen 
Dienststellen kleinen Personenkreises, des In- 
halts einiger Fragen und der Art der Durch- 
führung der Aktion nicht gewährleistet ist? 

Hält die Bimdesregierung die bei Umfragen 
gebotene wissenschaftliche Neutralität für ge- 
geben, wenn in einigen Fragen, wie z. B. in der 
Frage 28 nach den „Möglichkeiten, unsere poli- 
tische Ordnung gewaltsam (wie etwa Baader- 
Meinhof) zu verändern“ eine ablehnende Ant- 
wort nicht vorgesehen ist? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß Arbeits- 
kräfte, die nur während einer bestimmten 
jahreszeitlichen Saison berufstätig sind, nach 
der derzeitigen Fassung des Arbeitsförderungs- 
gesetzes während der übrigen Zeit des Jahres 
ebenso regelmäßig Arbeitslosengeld beziehen, 
obwohl sie teilweise über Jahre hinweg vom 
gleichen Arbeitgeber eingestellt und entlassen 
werden, ohne daß die ernstliche Arbeitsbereit- 
schaft durch die Arbeitsverwaltung mit der 
erforderlichen Zuverlässigkeit nachgeprüft 
werden kann, und teilt die Bundesregierung 
die Auffassung, daß damit die Zeit zwischen 
Saisonende und Saisonbeginn mindestens teil- 
weise als ein von der Bundesanstalt für Arbeit 
bezahlter Sonderurlaub angesehen werden 
kann, durch den die Solidargemeinschaft der 
Versicherten mit einer Leistungspflicht belastet 
wird, die nach dem Buchstaben des Gesetzes 
rechtens ist, aber nicht dem Zweck des Geset- 
zes entsprechen kann, und wie kann gegebe- 
nenfalls Abhilfe geschaffen werden? 

Teilt die Bundesregierung die Feststellung des 
Präsidenten der Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte, die Rentenleistungen seien bei 
den derzeitigen Beiträgen nur für die „nächste 
Zukunft abgedeckt“, und welche Konsequenzen 
ergeben sich hieraus? 

Ergibt sich nicht daraus, daß die Bundesregie- 
rung im Rahmen des Sparprogramms die Ar- 
beitslosenversicherungsbeiträge um 50Vo er- 
höht hat, obwohl der Parlamentarische Staats- 
sekretär im Bundesministerium für Arbeit und 
Sozialordnung, Buschfort, meine schriftliche 
Anfrage Nummer 68 (Drucksache 7/3977, Seite 
38) wie folgt beantwortet: „Eine Erhöhung des 
Beitrags zur Bundesanstalt für Arbeit ist der- 
zeit nicht beabsichtigt. Für Zeiten, in denen der 
Bedarf der Bundesanstalt für Arbeit nicht aus 
Beitragseinnahmen und aus der Rücklage ge- 
deckt werden kann, sieht das Arbeitsförde- 
rungsgesetz ausdrücklich die Gewährung von 
Darlehen und Zuschüssen des Bundes vor.“ 
ein Sinneswandel? 
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46. Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Wie lange pflegt die durchschnittliche Bear- 
beitungszeit von Rentenanträgen bei der 
Bundesversicherungsanstalt für Angesellte zu 
sein, und welche Möglichkeiten sieht die Bun- 
desregierung, diese Bearbeitungszeit zu ver- 
kürzen? 


47. Abgeordneter 

Horstmeier 


fCDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Halb- 
waisengeld nach dem Altershilfegesetz für 
Landwirte nur dann ausgezahlt wird, wenn der 
Unternehmer gestorben ist, und daß der Unter- 
nehmer selber 60 Monate Beiträge gezahlt 
haben muß, weil bei einem früheren Todesfall 
die Beiträge der Witwe nicht zählen, und ge- 
denkt die Bundesregierung, hier Abhilfe zu 
schaffen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


48. Abgeordneter 
Amling 
(SPD) 


Zieht die Bundesregierung in Erwägung, Perso- 
nen, die aus Staaten in die Bundesrepublik 
Deutschland einreisen, in denen Polioerkran- 
kungen verbreitet auftreten, einen Impfnach- 
weis beim Grenzübertritt zu verlangen? 


49. Abgeordneter Wenn nein, welche vorbeugenden Maßnahmen 
Amling hält die Bundesregierung für erforderlich, um 

(SPD) die Einschleppung der Kinderlähmung aus Län- 

dern, wie z. B. der Türkei, zu verhindern? 


50. Abgeordnieter Welche Möglichkeiten der Förderung und Un- 
Dr. Haenschke terstützung durch die Bundesregierung für Mit- 
(SPD) bürger mit besonders kleinem Wuchs sind bis- 

her gegeben bzw. für die Zukunft geplant? 


51. Abgeordneter 
Schäfer 
(Appenweier) 
(SPD) 


Liegen der Bundesregierung Untersuchungser- 
gebnisse vor, die eine Verhaltensbeeinflussung 
von Kindern durch „Spielen" mit Kriegsspiel- 
zeug ausweisen, wenn ja, welcher Art sind 
diese Erkenntnisse? 


52. Abgeordneter 

Schäfer 

(Appenweier) 

(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, die Herstel- 
lung und den Vertrieb von Kriegsspielzeug in 
der Bundesrepublik Deutschland zu untersagen, 
und was sind die Gründe für die Haltung der 
Bundesregierung in dieser Frage? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


53. Abgeordneter 

Wolfram 

(Recklinghausen) 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung von 
Sachverständigen, insbesondere der Binnen- 
schiffer und ihrer Organisationen, daß in allen 
Binnenhäfen amtlich ausgewiesene Liegeplätze 
für Tanker, insbesondere für Tanker mit hoher 
Gefahrenklasse, errichtet werden sollten? 
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54. Abgeordneter Welche Möglichkeit sieht die Bundesregie- 
Wolfram rung sicherzustellen, daß die Wasser- und 

(Recklinghausen) Schiffahrtsdirektionen angewiesen werden, 
(SPD) solche besonderen Liegeplätze zum Schutze der 

Binnenschiffer, aber auch der Anwohner, ein- 
zurichten? 


55. Abgeordneter 

Flämig 

(SPD) 


Nachdem die USA einschränkende Bestimmun- 
gen erlassen haben, frage ich die Bundesregie- 
rung, oh es in der Bundesrepublik Deutschland 
für den Transport von Plutonium mit Flug- 
zeugen Vorschriften gibt, und wenn nein, ge- 
denkt die Bundesregierung Vorschriften zu er- 
lassen? 


56. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
Reiser neue, künftige Mediensysteme (wie beispiels- 

(SPD) weise das Kabelfernsehen) Öffenlich-rechtlich 

oder anders organisiert werden sollten, nach- 
dem in letzter Zeit dazu Stellungnahmen von 
Regierungsmitgliedern abgegeben wurden? 


57. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


Wie entwickelt sich die Rentabilität der Fern- 
sprechanschlüsse bei der Deutschen Bundes- 
post nach dem jetzigen Verhältnis der Neuan- 
melde- und Abmeldezahlen von Antragstellern 
und Anschlußinhabern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


58. Abgeordneter 
Dr. Waigel 
(CDU/CSU) 


59. Abgeordneter 

Dr. Schneider 

(CDU/CSU) 


60. Abgeordneter 

Dr. Schneider 

(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung noch andere Mängel 
beim Antragsverfahren für die Gewährung 
von Zuschüssen nach dem Programm der Bun- 
desregierung zur Bausparzwischenfinanzierung 
und Vv^ohnungsmodernisierung („Selektierung" 
der Anträge durch einzelne Kreditinstitute) 
bekannt geworden? 

In welchem Umfang, mit welchen Ergebnissen 
und mit welchem Erfolg haben bisher Gutach- 
terausschüsse Grundstücksbewertungen nach 
dem Städtebauförderungsgesetz durchgeführt, 
und trifft es zu, daß die Gutachterausschüsse 
Schwierigkeiten haben, die städtebaulich be- 
dingten Bodenwertsteigerungen von den rei- 
nen Verkehrswertermittlungen zu unterschei- 
den? 

Kann die Bundesregierung Erfahrungen be- 
stätigen, daß das Aufkommen aus den sanie- 
rungsbedingten Werterhöhungen nur zu einem 
ganz geringfügigen Teil die Sanierungskosten 
mitabdeckt und daß die Gemeinden im Rahmen 
der Reprivatisierung nach § 25 des Städtebau- 
förderungsgesetzes die Grundstücke nur zu 
einem Veräußerungspreis veräußern können, 
der erheblich unter dem nach § 25 Abs. 6 des 
Städtebauförderungsgesetzes zu fordernden 
Neuordnungswert liegt? 
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61. Abgeordneter 

Schmidhuber 


(CDU/CSU) 


Treffen Zeitungsmeldungen zu, daß die An- 
tragsformulare für Zuschüsse aus dem Regie- 
rungsprogramm zur Bausparzwischenfinanzie- 
rung und Wohnungsmodernisierung, bei dem 
die Zuteilung der Mittel nach dem sogenannten 
„Windhundverfahren'' erfolgen soll, nicht bei 
allen Kreditinstituten zum gleichen Zeitpunkt 
verfügbar waren und damit die Chancengleich- 
heit der Antragsteller nicht gewahrt war? 


62. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, diese Ver- 
Schmidhuber fahrensmängel — falls sie vorliegen sollten — 
(CDU/CSU) bei der Zuteilung der Zuschüsse zu berück- 

sichtigen bzw. auszugleichen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


63. Abgeordneter 

Lagershausen 

(CDU/CSU) 


Welche Schritte unternimmt die Bundesregie- 
rung dagegen, daß von DDR-Grenzorganen 
Rentnern, die noch nicht 65 Jahre alt sind, trotz 
Vorlage des Rentenbescheids bei der Einreise 
in die DDR der Zwangsumtausch von 13 DM 
je Tag ab verlangt wird? 


64. Abgeordneter 

Lagershausen 

(CDU/CSU) 


Welche Schritte hat die Bundesregierung dage- 
gen unternommen, daß am 15. August 1975 ein 
westdeutsches Ehepaar bei der Einreise in die 
DDR aus unbekannten Gründen am Grenz- 
kontrollpunkt Drewitz festgehalten, in getrenn- 
te Vernehmungszimmer gebracht und erst 
DAStunde später ohne Angaben von Gründen 
ihre Fahrt zu Verwandten in die DDR fort- 
setzen konnte? 


65. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß der Staatssicherheitsdienst der 
DDR Fahrzeuge westdeutscher Herkunft ein- 
setzt und mißbräuchlich mit polizeilichen Kenn- 
zeichen aus der Bundesrepublik Deutschland 
ausstattet, um Berlin-Reisende auf den Transit- 
strecken zu überwachen, festzuhalten und zu 
verhören? 


66. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung in den Vorfällen 
vom 16. und 29. August 1975 am Kontrollpunkt 
Hirschberg auf der Transitstrecke nach Berlin, 
bei denen Bürger der Bundesrepublik Deutsch- 
land aus unbekannten Gründen in einem Fall 
45 Minuten und in einem anderen Fall mehr 
als lV 2 Stunden von bewaffneten DDR-Organen 
festgehalten wurden, Anlaß, über die routine- 
mäßigen Erörterungen in der Transitkommis- 
sion hinaus energische Proteste bei der DDR 
vorzunehmen? 
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67. Abgeordneter 

Jäger 

(Wangen) 

(CDU/CSU) 


Welche Schritte hat die Bundesregierung be- 
reits unternommen oder wird sie unternehmen, 
um künftig zu verhindern, daß in Einzelfällen 
von DDR-Kontrolleuren an den Grenzkontroll- 
stellen zur Bundesrepublik Deutschland in der 
sogenannten Zählkarte die Eintragung der 
Staatsangehörigkeit „deutsch" beanstandet und 
durch die Eintragung „BRD" ersetzt wird? 


68. Abgeordneter Hält die Bundesregierung die zunehmend bru- 

Dr, Abelein tale Praxis der DDR bei angeblichen Grenz- 

(CDU/CSU) Verletzungen durch Einwohner der Bundes- 

republik Deutschland für vereinbar mit den 
durch den Grundvertrag vereinbarten gut nach- 
barlichen Beziehungen? 


69. Abgeordneter 

Dr. Abelein 

(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung in den Methoden 
und den Einrichtungen der DDR zur Menschen- 
jagd entlang der Grenze, wie sie in dem letzten 
Bericht des Bundesgrenzschutzes über das 
2. Quartal des Jahres 1975 dargestellt sind, 
eine Verwirklichung der Grundsätze der KSZE 
über die menschlichen Erleichterungen des 
Korbs III? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


70. Abgeordneter 

Dr.-Ing, 

Laermann 

(FDP) 


Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß die 
mit öffentlichen Mitteln geförderten For- 
schungseinrichtungen wie z. B. die Deutsche 
Forschungs- und Versuchsanstalt für Luft- und 
Raumfahrt e. V. (DFVLR) auch eine Funktion 
als sachverständiger Berater des Deutschen 
Bundestages wahrnehmen sollten? 


71, Abgeordneter 

Dr.-Ing. 

Laermann 

(FDP) 


Sind der Bundesregierung Gründe dafür be- 
kannt, warum der Vorstand der DFVLR keine 
ausführliche und informative Beantwortung 
des Fragenkatalogs für eine Anhörung zum 
Basisprogramm für die deutsche Luft- und 
Raumfahrtindustrie durch drei Ausschüsse des 
Deutschen Bundestages übersenden konnte? 


72. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Welche Anstrengungen hat die Bundesregie- 
rung unternommen, um den steigenden Uran- 
bedarf zu decken, insbesondere warum hat sie 
die Möglichkeiten der Erschließung der Roes- 
sing-Uranmine bei Swakopmund in Südwest- 
afrika nicht genutzt wie zum Beispiel Groß- 
britannien, Frankreich und Japan? 
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73 . Abgeordneter Sind der Bundesregierung die Ergebnisse von 

Konrad wissenschaftlichen Untersuchungen an der Uni- 

(SPD) versität Sherbrooke/Kanada bekannt, wonach 

sich der Einsatz von Torfmoor als Filter- und 
Laugemittel zur Ausscheidung von Schwer- 
metallen, Zyaniden, Phosphaten, Detergentien, 
Oel und Farbstoffen bewährt habe, und nun- 
mehr die kanadische Industrie die praktische 
Anwendung dieses Verfahrens in Betracht 
ziehe? 

74. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung diese Er- 

Konrad gebnisse, und ist sie gegebenenfalls bereit, die 

(SPD) Entwicklung dieses Verfahrens in der Bundes- 

republik Deutschland zu fördern? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


75. Abgeordneter Wann hat das Gespräch bzw. haben die Ge- 

Hösl spräche zwischen Ministerialdirektor Sanne 

(CDU/CSU) mit dem Staatssekretär im Ostberliner Außen- 

handelsministerium stattgefunden, und wann 
sind der Bundesminister für innerdeutsche Be- 
ziehungen, der Leiter der Ständigen Vertretung 
in Ost-Berlin und der Regierende Bürgermei- 
ster von Berlin jeweils von der Tatsache des 
einzelnen Gesprächs und von dessen Inhalt 
unterrichtet worden? 

76. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, der Chef des Bundes- 

Hösl Presseamts habe vertrauliche Kontakte des zu- 

(CDU/CSU) ständigen Abteilungsleiters des Bundeskanz- 

leramts mit dem Staatssekretär im Ostberliner 
Außenhandelsministerium mit Treffen zwi- 
schen Beauftragten miteinander verbündeter 
Regierungen verglichen, und wie wirkt — be- 
jahendenfalls — die Bundesregierung dem 
Eindruck entgegen, die Beziehungen zu Ost- 
Berlin wären von der gleichen Qualität wie die 
zu den Partnern im Nordatlantischen Bündnis? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


77. Abgeordneter Welche Gründe haben die Bundesregierung 
Niegel veranlaßt, im Rahmen der Europäischen Ge- 
lCDU/CSU) meinschaft mitzubeschließen, daß sie, die Ge- 

meinschaft, zur Hilfe an Portugal bereit sei, 
da eine demokratische Entwicklung als möglich 
erscheine, und hält es die Bundesregierung 
für demokratisch nach der Wertordnung des 
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78. Abgeordnetpr 

Dr. Fuchs 

(CDU/CSU) 


79. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


80. Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


81. Abgeordneter 
Spranger 
(CDU/CSU) 


Grundgesetzes, daß Parteien der Mitte nach 
wie vor diskriminiert werden, totalitäre Par- 
teien in die Regierungsarbeit mit einbezogen 
werden sollen und die freie persönliche Initia- 
tive in Wirtschaft und Gesellschaft angesichts 
der bisherigen Entwicklung großen Einschrän- 
kungen unterliegt? 

Treffen Meldungen zu, iionkonformistische 
Künstler in der Sowjetunion hätten sich an die 
UNESCO mit der Anregung gewandt, den 
15. September zum „Tag der freien Kunst" zu 
erklären, und wird die Bundesregierung — be- 
jahendenfalls — diese Initiative unterstützen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den sowje- 
tischerseits entstandenen Eindruck „faktisch 
wurden die Reisen ausländischer Staatsmänner 
nach West-Berlin im Rahmen ihrer Besuche in 
der Bundesrepublik Deutschland eingestellt" 
und „In der Stadt lassen sich keine Bundes- 
ämter und Institutionen der Bundesrepublik 
Deutschland nieder", und was gedenkt die Bun- 
desregierung zu unternehmen, um der Sowjet- 
union deutlich zu machen, daß die Einbezie- 
hung des Landes Berlin in die Besuchspro- 
gramme von Gästen der Bundesregierung so- 
wie die Errichtung von Bundesämtern und 
Institutionen, wie z. B. einer „Deutschen Natio- 
nalstiftung", zur Entwicklung der Bindungen 
zwischen dem Bund und dem Land Berlin ge- 
hört, wie sie im Vier-Mächte-Abkommen aus- 
drücklich bekräftigt worden ist? 


Treffen Pressemeldungen zu, denen zu Folge 
die Vertreter der Bundesregierung bei dem 
kürzlichen Besuch des südafrikanischen Außen- 
ministers Südafrika zu einer Änderung seiner 
Rassentrennungspolitik im Sinne der Verein- 
ten Nationen bewegen wollten und wenn ja, 
ist die Bundesregierung bei der irakischen 
Regierung bezüglich der rassischen Diskrimi- 
nierung der Kurden, bei der sowjetischen Re- 
gierung bezüglich der Diskriminierung der 
baltischen Völker, bei der Regierung Ugandas 
bezüglich der rassischen Diskriminierung der 
Inder und bei der Regierung Nigerias be- 
züglich der Unterdrückung der Bevölkerung 
Biafras vorstellig geworden? 


Wie läßt sich die Erklärung des Chefs der 
KPdSU, Leonid Breschnew, die Zielvorstellung 
der KSZE über den freien Verkehr und Aus- 
tausch von Meinungen und Personen sei Ge- 
genstand zwischenstaatlicher Einzelverträge, 
mit der Auffassung der Bundesregierung über 
die Bedeutung des Korbs III der KSZE in Ein- 
klang bringen, und stellt diese Erklärung 
Breschnews nicht eine völlige Entwertung der 
Bedeutung des Korbs III dar? 
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82. Abgeordneter In welchem Umfang treffen in- und auslän- 
Jäger dische Pressemeldungen zu, die Außenminister 

(Wangen) der USA, Frankreichs, Großbritanniens und der 

(CDU/CSU) Bundesrepublik Deutschland seien bei einem 

informellen Gespräch am 5. September 1975 in 
New York zu der Ansicht gelangt, die Sowjet- 
union beabsichtige allen Entspannungsbeteue- 
rungen bei der Helsinkier KSZE-Konferenz 
zum Trotz, den Kalten Krieg wieder zu inten- 
sivieren und an verschiedenen europäischen 
Krisenherden die Spannung zu gegebener Zeit 
wieder anzuheizen, und welches ist die Kon- 
zeption der Bundesregierung, einer solchen 
sowjetischen Politik gegebenenfalls zu begeg- 
nen? 

Kann die Bundesregierung es nach den Äuße- 
rungen des südafrikanischen Außenministers 
Hilgard Müller am 7. September 1975 in Den 
Haag, wonach die Republik Südafrika bereit 
ist, der NATO im Falle eines Krieges Häfen 
zur Verfügung zu stellen und den Stützpunkt 
Simonstown als Beispiel für eine mögliche 
Ausgangsbasis der NATO anbietet, ausschlie- 
ßen, daß die NATO im allgemeinen und (’ 
Bundesregierung im besonderen auf militäri- 
schem Gebiet mit der Republik Südafrika Zu- 
sammenarbeiten werden? 

Wie beurteilt der Bundesminister des Aus- 
wärtigen die von Bundesminister Bahr gegen- 
über dem Nachrichtenmagazin „Time" gemach- 
ten Ausführungen über die Gewohnheiten, 
politischen Einstellungen und Interessen der 
amerikanischen Bevölkerung? 

85. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung in der Behauptung 
Werner von Bundesminister Bahr im „Time-Magazine", 

(CDU/CSU) der US-Normalverbraucher sei „schrecklich 

dumm", einen zum weiteren Ausbau der 
deutsch-amerikanischen Beziehungen hilfrei- 
chen Beitrag? 



83. Abgeordneter 

Coppik 

(SPD) 


16 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4038 


B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 

Zink 

(CDU/CSU) 


In welcher Auflage und durch welche Zeitun- 
gen wurde die vom Presse- und Informations- 
amt der Bundesregierung herausgegebene 
Schrift „Außenpolitik schafft Sicherheit" ver- 
breitet? 


2. Abgeordneter 

Zink 

(CDU/CSU) 


Wie hoch waren die Kosten für Herstellung 
und Verteilung? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


3. Abgeordneter Ist die Prüfung der Herausgabe der Bahr-Proto- 
Spranger kolle an die Staatsanwaltschaft München im 

(CDU/CSU) Rahmen des Ermittlungsverfahrens gegen Bun- 

desminister Bahr wegen Falschaussage vor 
Gericht zwischenzeitlich abgeschlossen, oder 
wann kann mit dem Abschluß der Prüfung 
gerechnet werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


4. Abgeordneter 

Peter 


(SPD) 


In welcher Weise wurde im Bundesdienst seit- 
her und soll in Zukunft der besonderen Bean- 
spruchung der Arbeitskraft durch Nachtdienst/ 
Nachtarbeit bei der Dienstgestaltung Rechnung 
getragen werden, wie es § 10 der Verordnung 
über die Arbeitszeit der Bundesbeamten i. d. F. 
vom 24. September 1974 (BGBl. I S. 2356) be- 
stimmt? 


5. Abgeordneter 
Peter 


(SPD) 


Welche praktische Bedeutung hat die Vor- 
schrift des § 10 der Verordnung über die Ar- 
beitszeit der Bundesbeamten bei der Gestal- 
tung der Schichtarbeit erlangt, und welche kon- 
kreten Regelungen wurden auf Grund dieser 
Vorschrift in welchen Bereichen und wo ge- 
troffen? 


6. Abgeordneter 
Seiters 
(CDU/CSU) 


Wie ist das Ergebnis der Überprüfung des 
Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm, insbe- 
sondere in bezug auf meine Fragen vom 11. /12. 
Juni 1975 (Drucksache 7/3737) und die Antwort 
der Bundesregierung vom 12. Juni 1975 (Steno- 
graphischer Bericht Seite 12539)? 
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7 Abgeordneter 
Pfeffermann 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Befürch- 
tungen des Allgemeinen Deutschen Automobil- 
Clubs (ADAC), wonach die Produktion der ein- 
heimischen Raffinerien voraussichtlich auch 
1978 noch nicht ausreichen wird, um den ge- 
samten Benzinbedarf der Bundesrepublik 
Deutschland zu decken und unter der Voraus- 
setzung, daß nach Ablauf der kommenden zwei 
Jahre die Regierungen unserer Nachbarländer 
voraussichtlich nicht bereit sein werden, sich 
dem deutschen Alleingang bei den Benzinqua- 
litäten anzuschließen, auf dem deutschen Ben- 
zinmarkt eine Treibstoffverknappung und er- 
hebliche Preissteigerungen zu erwarten sind? 


8. Abgeordneter 

Pfeffermann 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die Anregung 
des Präsidenten des ADAC aufzugreifen und 
zu verwirklichen, wonach die Kosten für die 
Umrüstung eines Motors auf bleiarmes Benzin 
bei der Lohn- und Einkommensteuer berück- 
sichtigt werden können? 


9 Abgeordneter Welche Erfahrungen liegen der Bundesregie- 
RÖhner rung mit der Ausschreibung von Beamten- 

(CDU/CSU) stellen vor? 


10. Abgeordneter 

Röhner 


(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung statistisches Mate- 
rial über Bewerbungen und Einstellungen im 
Bereich des gehobenen und höheren Dienstes 
seit 1. Januar 1970, geordnet nach internen Be- 
werbern, externen Bewerbern oder zu einer 
früheren Zeit an der jeweiligen Behörde be- 
schäftigten Bewerbern, vorlegen? 


11. Abgeordneter 
Dr. Klein 
(Göttingen) 

(CDU/CSU) 


Wie will die Bundesregierung angesichts der 
Tatsache, daß in einer der letzten Sitzungen 
des Rundfunkrats der Deutschen Welle der 
Diskussion über die russischen Programme 
eine umfangreiche Analyse des Bundespresse- 
und Informationsamts und des Auswärtigen 
Amts sowie ein Gutachten der deutschen Bot- 
schaft in Moskau zugrundelagen, den Verdacht 
zerstreuen, daß hier im Sinne der bekannt ge- 
wordenen Äußerungen von Bundesminister 
Bahr in der Form der Nachzensur der Versuch 
gemacht wird, in Zukunft stärker auf den 
bisher regierungsunabhängigen Sender Ein- 
fluß zu nehmen? 


12. Abgeordneter 

Dr. Klein 

(Göttingen) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, jeden Versuch 
des Bundesministers für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit oder anderer Regierungsstellen, 
die durch Verfassung und Gesetz garantierte 
Unabhängigkeit der Rundfunkanstalten Deut- 
sdie Welle und Deutschlandfunk zu beein- 
trächtigen und durch eine Anbindung an die 
Politik der Bundesregierung zu ersetzen, mit 
allen Mitteln zu verhindern? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


13. Abgeordneter 

Dr, Schwörer 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Behandlung des Entwurfs 
eines Steuerbeamtenausbildungsgesetzes und 
zwei weiterer Gesetzentwürfe laufbahnrecht- 
lichen Inhalts auf der sogenannten Sternchen- 
liste der Bundesregierung stehen, also zu den 
Gesetzesvorhaben gehören, die weiterhin zu- 
rückgestellt werden sollen? 


14. Abgeordneter 

Dr. Schwerer 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung nicht auch der Auf- 
fassung, daß die Ausbildung der Steuerbeam- 
ten besonders hohen Rang hat, weil immer 
mehr die Steuergesetze als wirtschafts- und 
konjunkturpolitische Instrumente eingesetzt 
werden, was zu einem rascheren Wechsel der 
gesetzlichen Bestimmungen als in anderen 
Bereichen der Staatsverwaltung führt und da- 
mit große Kenntnisse von Gesetzen und wirt- 
schaftlichen Zusammenhängen voraussetzt, die 
nur durch eine qualifizierte Ausbildung ver- 
mittelt werden können? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


15. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung unternommen 
Höcherl bzw. was beabsichtigt sie zu tun, um die DDR- 

(CDU/CSU) Exporte zu Dumpingpreisen in die Bundesre- 

publik Deutschland zu unterbinden? 


16. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 

Vorberg 

(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesre- 
gierung, dem Landkreis Schweinfurt die Mittel 
des Regionalen Förderungsprogrammes der 
Bundesregierung 1965 bis 1968 zu belassen, die 
zum Bau einer Berufsschule mit Lehrwerk- 
stätten in Gerolzhofen bewilligt wurden, da 
doch die neue Verwendung dieser Gebäude für 
ein Gymnasium, die als Folge der Gebietsre- 
form notwendig wurde, auch vom Bundesmi- 
nister für Wirtschaft — in seinem Schreiben 
vom 16. d. M. an mich — ausdrücklich als 
„zweckmäßig und vernünftig" anerkannt wird? 


17. Abgeordneter 

Dr. Schulze- 

Vorberg 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
Richtlinien von 1965 bis 1968 an geänderte 
Verhältnisse angepaßt werden müssen, wenn 
nur so zweckmäßige und vernünftige Lösungen 
und damit eine optimale Nutzung der gewähr- 
ten Bundesmittel möglich sind? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


18. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Was gedenkt die Bundesregierung zur Erhal- 
tung einer deutschen Grassamenerzeugung zu 
unternehmen, angesichts der Tatsache, daß Dä- 
nemark einen Dumpingexport in die Bundes- 
republik Deutschland betreibt, da Frankreich 
seine Grenze für Grassamenexporte gesperrt 
hat? 


19. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung die ihr von den 
Europäischen Gemeinschaften übertragene 
Möglichkeit der Zulassung anerkannter Her- 
steller für die Vermischung von Futtermitteln, 
bei denen die vorgesehenen Höchstgehalte 
überschritten sind, auf Zusatzstoffe beschrän- 
ken oder auch auf Schadstoffe ausdehnen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


20. Abgeordneter 
Engelsberger 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung die USA 
von deren ursprünglicher Absicht, 8 ihrer 16 
Batterien mit Nike-Hercules-Raketen aus der 
Bundesrepublik Deutschland abzuziehen, hat 
abbringen können, und kann nun davon aus- 
gegangen werden, daß in Zukunft auch bei 
einem eventuellen Ersatz der Nike-Raketen 
durch ein anderes System mindestens die bis- 
herige Flugabwehrbereitschaft aufrechterhal- 
ten bleibt? 


21. Abgeordneter 
Engelsberger 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung vor der Stationierung 
von Kurzstreckenraketen in Ost-Frankreich 
von der französischen Regierung konsultiert 
worden, und muß bei einem eventuellen Ver- 
teidigungsfall die deutsche Bevölkerung nicht 
befürchten, sehr rasch in den Wirkungsbereich 
dieser Raketen zu gelangen? 


22. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch die 
Ey Kürzung der Ausgleichsbeträge von 12 000 DM 

(CDU/CSU) auf 8000 DM nach § 38 des Soldatenversor- 

gungsgesetzes ab 1. Januar 1976 Härtefälle 
entstehen, und sind hierfür Abhilfemaßnahmen 
beabsichtigt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


23. Abgeordneter 

Meinike 

(Oberhausen) 

(SPD) 


Ist es zutreffend, daß Fahrpreisermäßigungen 
(z. B. bei kinderreichen Familien) auf Bundes- 
bahnstrecken nicht mehr gewährt werden, so- 
bald der S-Bahn-Betrieb auf diesen Strecken 
in Betrieb genommen wird? 
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24. Abgeordneter 
Seefeld 
(SPD) 


25. Abgeordneter 

Dr.-Ing. 

Laermann 

(FDP) 


26. Abgeordneter 
Hussing 
(CDU/CSU) 


27. Abgeordneter 

Hussing 

(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen — und wann — wird die 
Deutsche Bundesbahn unternehmen, um die 
Bahnhofsanlagen in der Gemeinde Graben- 
Neudorf/Landkreis Karlsruhe umzugestalten? 


Wird in der Bundesrepublik Deutschland, und 
in welchen Transportbehältern, Plutonium auf 
dem Luftwege transportiert, und denkt die 
Bundesregierung an ein Verbot der Luft- 
transporte von Plutonium? 


Trifft eine Mitteilung der Tageszeitung „Die 
Welt" vom 8. September 1975 zu, nach der 
Experten des Bundesverkehrsministeriums 
Fluggesellschaften, die ausländische Arbeit- 
nehmer von Berlin in die Türkei fliegen, emp- 
fohlen haben, die von Bulgarien verlangte 
Zwischenlandung im Bundesgebiet nicht mehr 
tatsächlich durchzuführen, sondern zu simulie- 
ren, und falls ja, wie vereinbart die Bundes- 
regierung diese Empfehlung mit dem Völker- 
recht? 

Ist die Bundesregierung, bei andauernder Ver- 
weigerung von überflugrechten für Flüge aus 
West-Berlin ohne Zwischenlandung im Bundes- 
gebiet, zu Gegenmaßnahmen bereit, wie z. B. 
die Verweigerung von Landungsrechten für 
bulgarische Maschinen in der Bundesrepublik 
Deutschland? 


28. Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


29. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


30. Abgeordneter 

Biechele 


(CDU/CSU) 


Wann beabsichtigt die Deutsche Bundesbahn 
den Neubau des dringend erforderlichen Stell- 
werks in Lüneburg, und teilt die Deutsche 
Bundesbahn und das Bundesverkehrsministe- 
rium die Auffassung, daß damit ca. 45 Perso- 
nalstellen eingepart werden können? 


Wann beabsichtigt die Deutsche Bundesbahn 
die Einführung einer ferngesteuerten Bedie- 
nung der ca. 15 handbedienten Bahnübergänge 
zwischen Harburg und Uelzen, und teilt die 
Deutsche Bundesbahn und das Bundesver- 
kehrsministerium die Auffassung, daß damit 
ebenfalls ca. 40 Personalstellen eingespart 
werden können? 

Bis zu weichem Zeitpunkt werden die Schiff- 
fahrtsvorschriften nach Artikel 5 des Überein- 
kommens über die Schiffahrt auf dem Bodensee 
und nach Artikel 6 des Vertrags der Bundes- 
republik Deutschland und der Schweizerischen 
Eidgenossenschaft über die Schiffahrt auf dem 
Bodensee und dem Rhein zwischen Konsta^" 
und Schaffhausen (vgl. Drucksache 7/3439) er- 
lassen, und hat die Bundesregierung allenfalls 
die Möglichkeit, dafür einzutreten, daß diese 
Schiffahrtsvorschriften baldigst erlassen wer- 
den? 


21 



Drucksache 7/4038 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


31. Abgeordneter 

Biechele 


(CDU/CSU) 


32. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 
(SPD) 


33. Abgeordneter 

Dr. Warnke 


(CDU/CSU) 


Bis zu welchem Zeitpunkt wird die nach Arti- 
kel 19 des Übereinkommens über die Schiffahrt 
auf dem Bodensee vorgesehene Internationale 
Schiffahrtskommission für den Bodensee ge- 
bildet? 

Ist es richtig, daß die Deutsche Bundespost im 
Hinblick auf das ehemalige Postdienstgebäude 
in Bad Soden am Taunus, Kronberger Straße 
6, der Stadt als Kaufinteressenten immer mit- 
geteilt hat, daß es „dringend geboten sei, der 
Stadt das Postgrundstück nur im Tauschwege 
zu überlassen'b daß dieses Grundstück aber am 

11. August 1975 an einen Privatinteressenten 
verkauft worden ist, ohne daß ein Tausch 
gefordert sein soll? 

Ist der Bundespostminister bereit, den in der 
Presse wiederholt auszugsweise zitierten Be- 
richt der Oberpostdirektion Nürnberg vom 

12. Juli 1975 betreffend Baumaßnahmen beim 
Postamt Hof der Öffentlichkeit in seinem ge- 
samten Wortlaut zu unterbreiten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


34. Abgeordneter 

Dr. Wernitz 
(SPD) 


35. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


36. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


37. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


Sind die Inhaber von Dauerrechtswohnungen 
berechtigt, die Förderung nach dem Sonder- 
programm „Wohnungsmodernisierung'' selbst 
zu beantragen, oder steht das Antragsrecb- 
der jeweiligen Siedlungs- oder Baugesellschaft 
zu? 

Gehört der Kreis Euskirchen (ehemaliger Kreis 
Schleiden und ehemaliger Kreis Euskirchen) 
gemäß dem Bundesraumordnungsprogramm zu 
den strukturschwachen Gebieten? 

Inwieweit beruhen die Bewilligungsbedingun- 
gen für das Modernisierungsprogramm 1975 
auf gemeinsamen Beschlüssen des Bundes und 
der Länder, bzw. welche Länder haben Ein- 
spruch erhoben oder den Bewilligungsbedin- 
gungen nicht zugestimmt? 

Inwieweit trifft es zu, daß das Modernisie- 
rungsprogramm 1975 deshalb nur zögernd und 
daher nicht konjunkturwirksam habe verwirk- 
licht werden können, „weil die Bewilligungs- 
bedingungen des Bundes viel zu kompliziert 
sind und eine Förderung ausschließlich nur in 
vorher festgelegten Modernisierungszonen er- 
folgen kann"? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


38. Abgeordneter Welche Vorstellung hat das Bundesmlniste- 

Dr. Stavenhagen rium für Forschung und Technologie über die 

(CDU/CSU) zukünftige Entwicklung und Förderung der 

Europäischen Computerindustrie, und welche 
Folgerungen ergeben sich hieraus für direkte 
Förderungsmaßnahmen? 

39. Abgeordneter Trifft es zu, daß Vertreter einer amerikanisch- 

Dr. Stavenhagen japanischen Großrechnerfirma im Bundesmini- 

(CDU/CSU) sterium für Forschung und Technologie zu 

Gesprächen eingeladen waren, und ist dies 
zurückzuführen auf die Intervention eines 
deutschen Kleinrechnerherstellers oder eines 
Politikers der Koalitionsparteien? 

40. Abgeordneter In welcher Auflage und durch welche Zeitun- 

Link gen wurde die vom Bundesministerium für 

(CDU/CSU) Forschung und Technologie herausgegebene 

Schrift „forschung aktuell" verbreitet? 

41. Abgeordneter Wie hoch waren die Kosten für die Herstellung 

Link und Verteilung? 

(CDU/CSU) 


Bonn, den 19. September 1975 
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